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KOMMENTAR

Die Eindämmung der Altersarmut nicht gefährden

Bei der Reform «Altersvorsorge 2020» des

Bundesrats gilt es, die grösste Errungenschaft

der Sozialpolitik zu verteidigen:
Die Eindämmung der Altersarmut. Die

AHV-Rente reicht heute zwar nicht, um die

Existenz zu sichern. Es ist aber gelungen,
den Anteil der Bezügerinnen und Bezüger

von Ergänzungsleistungen [EL] bei rund

12 Prozent zu stabilisieren. Die EL könnten

aber demografie- und ausgabenbedingt
und aufgrund des dadurch steigenden

Pflegebedarfs unter Druck kommen. Auch

herrscht, wie bei allen Bedarfsleistungen,
zunehmend eine Misstrauenskultur. Es ist

darum mehr denn je Aufgabe der Vorsorge,

der Altersarmut vorzubeugen.

Damit dies gelingt, muss die Teilzeitarbeit

besser abgesichert werden.

Mit den Erziehungs- und

Betreuungsgutschriften der AHV konnte zwar
eine bessere Absicherung der

Erziehungs- und Betreuungsarbeit erreicht

werden. Vernachlässigt wurde aber,

dass daneben oft Teilzeitarbeit verrichtet

wird. Durch die vergleichsweise hohe

Eintrittsschwelle - Einkommen unter rund

21000 sind gesetzlich nicht versichert

- und dem Koordinationsabzug von rund

25 000 Franken haben Teilzeitarbeitende oft

nur einen kleinen oder gar keinen

versicherten Lohn. Die Quittung sind zu tiefe

Rentenleistungen, von denen in erster Linie

Frauen betroffen sind. Um diese Lücke zu

schliessen, braucht es eine Senkung der

Eintrittsschwelle in die AHV sowie einen

zum Einkommen proportionalen
Koordinationsabzug.

Auch ältere Arbeitslose müssen besser

abgesichert werden. Sie finden nur schwerlich

noch neue Stellen. Wer keinen Job

findet, hat bald auch keine Pensionskasse

mehr, die später eine Rente auszahlen

könnte. Wenn die verbleibende einmalige
und bescheidene Kapitalauszahlung
aufgebraucht ist, wird's eng. Dass die

Auffangeinrichtung BVG deshalb neu die Aufgabe

übernehmen soll, das Vorsorgekapital

älterer Arbeitsloser entgegenzunehmen
und in eine Rente umzuwandeln, ist

deshalb zu begrüssen.

Bei der flexiblen Pensionierung geht der

Vorschlag des Bundesrats hingegen

zu wenig weit. Dass sich Personen mit
bescheidenen Einkommen keine

Frühpensionierung leisten können, und dies

auch so bleibt, wenn sie gesundheitlich

angeschlagen sind und ihre Arbeit kaum

bis 65 durchhalten können, widerspricht
dem Ziel der Eindämmung der Altersarmut

und trifft viele hart. Der vorliegende
Vorschlag benachteiligt namentlich viele, zu

tiefen Einkommen arbeitende Migrantinnen
und Migranten. Das ist umso ungerechter,
als diese bei einer Rückkehr in ihr
Herkunftsland nicht EL-berechtigt sind. Die

Ausgleichsmassnahmen für Frühpensionierungen

müssen deshalb für alle tiefen

Einkommen gelten.

Matthias Kuert
Leiter Sozialpolitik

Travailsuisse
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